
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jutta Krellmann, Susanne Ferschl, 
Matthias W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 19/17938 –

Entwicklung der Arbeitsunfälle in Deutschland

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Arbeitsunfälle sind Unfälle, die Beschäftigte oder freiwillig Versicherte bei ih-
rer Arbeit, auf Dienstreisen oder auf dem Weg zur Arbeit erleiden. Der Begriff 
Arbeitsunfall umfasst demnach innerbetriebliche Arbeitsunfälle, außerbetrieb-
liche Arbeitsunfälle und Wegeunfälle. Für Arbeitsunfälle besteht für Versi-
cherte ein Schutz durch die gesetzliche Unfallversicherung.

Die Zahl der Arbeitsunfälle und Wegeunfälle in Deutschland steigt entgegen 
dem Trend bei älteren Beschäftigten sowie in bestimmten Branchen wie Ge-
sundheit und Pflege an, zeigt die Antwort der Bundesregierung auf Kleine An-
frage der Fraktion DIE LINKE. im Deutschen Bundestag „Entschädigung von 
Arbeitsunfällen“ auf Bundestagsdrucksache 19/5698.

Die Bundesregierung wird zur aktuellen Entwicklung der Arbeitsunfälle in 
Deutschland befragt.

1. In wie vielen Fällen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2008 bis 2018 Arbeitsunfälle an die zuständigen Berufsgenossen-
schaften gemeldet (bitte nach betrieblichen Arbeitsunfällen, außerbetrieb-
lichen Arbeitsunfällen und Wegeunfällen sowie jeweils nach Berufsgenos-
senschaften, Branchen, Bundesländern und Geschlecht differenzieren)?

a) Trifft es zu, dass eine Differenzierung nach betrieblichen Arbeitsunfäl-
len, außerbetrieblichen Arbeitsunfällen und Wegeunfällen nicht mög-
lich ist, und wenn ja, warum nicht?

b) Wie viele der gemeldeten Arbeitsunfälle wurden anerkannt (bitte je-
weils in Summe und prozentual darstellen)?

Die Fragen werden anhand der statistischen Angaben der Deutschen Gesetzli-
chen Unfallversicherung (DGUV) für die gewerblichen Unfallversicherungsträ-
ger und die Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand sowie anhand der 
statistischen Angaben der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau (SVLFG) für die landwirtschaftliche Unfallversicherung beantwor-
tet.
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Berücksichtigt werden Arbeitsunfälle und Wegeunfälle, keine Fälle von Berufs-
krankheiten. Die Auswertungen erfolgen für den Zeitraum 2008 bis 2018. Zu 
berücksichtigen ist dabei, dass Einzeldaten der Versicherungsträger der öffentli-
chen Hand erst ab dem Berichtsjahr 2009 erhoben werden. Versicherungsfälle 
der Schüler-Unfallversicherung werden nicht betrachtet, es sei denn, sie lassen 
sich nicht von anderen Versicherungsfällen der Unfallversicherungsträger der 
öffentlichen Hand unterscheiden. In den betreffenden Angaben erfolgt ein ent-
sprechender Hinweis.
Neben Unfällen bei der Arbeit und auf dem Weg dahin umfassen die nachfol-
genden Angaben auch Unfälle bei allen sonstigen versicherten Tätigkeiten wie 
z. B. Blutspenden, häusliche Pflege, ehrenamtliche Tätigkeiten oder auch die 
Teilnahme an Rehabilitationsmaßnahmen.
Die tabellarischen Auswertungen der DGUV ergeben sich aus dem Anhang.*
Die Zahl der meldepflichtigen Arbeits- und Wegeunfälle ist in den Tabellen 
1.1.a bis 1.1.c dargestellt. Meldepflichtig sind Arbeits- und Wegeunfälle, wenn 
die Versicherten mehr als drei Tage arbeitsunfähig sind. Die Tabellen 1.2.a bis 
1.2.c enthalten alle nicht meldepflichtigen Arbeits- und Wegeunfälle, in deren 
Folge Leistungen durch die Unfallversicherungsträger erbracht wurden. In den 
Tabellen 1.3.a bis 1.3.c ist die Summe der Angaben in den beiden erstgenann-
ten Tabellen dargestellt. Versicherungsfälle, die nicht meldepflichtig sind und 
für die keine Leistungen erbracht wurden, werden nicht erfasst. Zur Gesamtan-
zahl der gemeldeten Unfälle liegen daher keine Erkenntnisse vor. Differenzie-
rungen nach den anderen geforderten Merkmalen liegen nicht vor. Schülerun-
fälle sind nicht berücksichtigt.
Die nachfolgende Tabelle gibt eine Übersicht der in der Landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung (LUV) eingegangenen Unfallanzeigen und daraus resultie-
rende Anerkennungen von Arbeitsunfällen für den Zeitraum von 2013 bis 
2018. Für die Zeit vor 2013 sind keine validen und schlüssigen Auswertungen 
möglich, weil die SVLFG erst seit ihrer Gründung über eine umfassende Da-
tenbank verfügt und eine vollständige, gemeinsame Datenbasis für die LUV 
erst seit 2013 gegeben ist.

Kalenderjahr Eingegangene
Unfallanzeigen

Anerkannte
Arbeitsunfälle

Anerkennungsquote
in Prozent

2013 175.120 171.192 97,76
2014 174.086 169.786 97,53
2015 157.947 152.463 96,53
2016 152.483 146.908 96,34
2017 149.452 143.972 96,33
2018 150.172 144.511 96,23

Die Zahl der nicht meldepflichtigen Arbeits- und Wegeunfälle in der LUV er-
gibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:

Kalenderjahr nicht meldepflichtige Unfälle
Arbeitsunfälle Wegeunfälle gesamt

2013 82.461 1.798 84.259
2014 79.805 1.676 81.481
2015 70.091 1.547 71.638
2016 60.963 1.425 62.388
2017 59.301 1.384 60.685
2018 68.869 1.456 70.325

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/18370 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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2. In wie vielen Fällen ist es nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jah-
ren 2008 bis 2018 zu sogenannten Beinaheunfällen gekommen (bitte nach 
Berufsgenossenschaften, Branchen, Bundesländern und Geschlecht diffe-
renzieren)

a) Inwiefern wurde in den Jahren 2008 bis 2018 kontrolliert, dass Arbeit-
geber ihrer Dokumentationspflicht bei Beinaheunfällen insbesondere 
nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) nachgekommen sind?

b) Wie häufig wurden in den Jahren 2008 bis 2018 Arbeitgeber sanktio-
niert, die der in Frage 2a genannten Verpflichtung nicht nachgekom-
men sind?

Der Bundesregierung liegen zu Beinaheunfällen keine Daten vor.

3. Wie viele tödliche Arbeitsunfälle wurden nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in den Jahren 2008 bis 2018 an die zuständigen Berufsgenossen-
schaften gemeldet (bitte nach betrieblichen Arbeitsunfällen, außerbetrieb-
lichen Arbeitsunfällen und Wegeunfällen sowie jeweils nach Berufsgenos-
senschaften, Branchen, Bundesländern und Geschlecht differenzieren)?

Die Zahl der meldepflichtigen tödlichen Arbeits- und Wegeunfälle, differen-
ziert nach Arbeitsunfällen bei betrieblicher Tätigkeit, Arbeitsunfällen auf 
Dienstwegen und Wegeunfällen ist für den Bereich der DGUV im Anhang in 
den Tabellen 3.1 bis 3.4 dargestellt. Dabei entsprechen die außerbetrieblichen 
Arbeitsunfälle den Arbeitsunfällen auf Dienstwegen.
Die Zahl der tödlichen Arbeits- und Wegeunfälle aus dem Bereich der LUV er-
gibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:

Kalenderjahr tödliche Arbeitsunfälle tödliche Wegeunfälle insgesamt
männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich zusammen

2013 147 4 7 2 154 6 160
2014 141 15 9 1 150 16 166
2015 129 6 4 1 133 7 140
2016 121 12 2 3 123 15 138
2017 106 7 6 0 112 7 119
2018 111 10 3 1 114 11 125
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4. In wie vielen Fällen kam es nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2008 bis 2018 zu Unfällen bzw. Stürzen oder Verletzungen bei der 
Arbeit, die zu einer Arbeitsunfähigkeit von weniger als drei Tagen geführt 
haben (bitte nach Branchen, Bundesländern und Geschlecht differenzie-
ren)?

a) Wie viele Arbeitsunfähigkeitstage gingen auf solche Unfälle bzw. Ver-
letzungen oder Stürze bei der Arbeit im genannten Zeitraum zurück 
(bitte in Summe darstellen und nach Branchen, Bundesländern und 
Geschlecht differenzieren)?

b) Inwiefern wurde in den Jahren 2008 bis 2018 kontrolliert, dass Arbeit-
geber ihrer Verpflichtung nachgekommen sind Unfälle bzw. Verletzun-
gen oder Stürze bis hin zu kleinen Kratzern zu dokumentieren, etwa in 
einem Verbandbuch (vgl.: BG ETEM: https://www.bgetem.de/presse-a
ktuelles/pressemeldungen/2017/unfaelle-im-betrieb, abgerufen am 
29. November 2019) (wie viele Kontrollen gab es, und durch wen)?

c) Trifft es zu, dass zu den oben genannten Fragen (gesamt 4) keine Da-
ten vorliegen, und wenn ja, warum nicht?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Daten vor. Die Rechtsgrundlage zur 
Erhebung der Unfallanzeigenstatistik sieht als Erhebungsgegenstand aus-
schließlich meldepflichtige Unfälle vor.

5. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils das statistische 
Unfallrisiko (Quote der Arbeitsunfälle je 1.000 Beschäftigte in Vollzeit) in 
den Jahren von 2008 bis 2018 (bitte nach betrieblichen Arbeitsunfällen, 
außerbetrieblichen Arbeitsunfällen und Wegeunfällen sowie nach Berufs-
genossenschaften, Branchen, Bundesländern und Geschlecht differenzie-
ren)?

Für den Bereich der DGUV enthält Tabelle 5 im Anhang Angaben zu melde-
pflichtigen Arbeitsunfällen je 1.000 Vollarbeiterinnen und Vollarbeiter sowie zu 
Wegeunfällen je 1.000 gewichteten Versicherungsverhältnissen. Differenzierun-
gen nach den anderen geforderten Merkmalen liegen nicht vor. Schülerunfälle 
sind nicht berücksichtigt.
Die Meldung der Entgelte und der Arbeitszeiten durch die Unternehmen an die 
gesetzliche Unfallversicherung war für das Jahr 2018 erstmals ausschließlich 
digital möglich. Im Vergleich zur bisherigen Meldung auf Papier liegen mit 
dem elektronischen Lohnnachweis nun präzisere Angaben zu den geleisteten 
Arbeitsstunden vor. Dies schränkt die Aussagekraft von Vergleichen der Unfall-
quoten mit denen der Vorjahre ein.
Angaben zum Unfallrisiko in ausgewählten Branchen können Tabelle TM 4 des 
Berichtes des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und der Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin „Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit 2018“ (https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitswelt-und-Arbeitsschut
z-im-Wandel/Arbeitsweltberichterstattung/SuGA/SuGA_node.html) entnom-
men werden.
Für die LUV sind keine Angaben möglich, da Beschäftigtenzahlen nicht Be-
standteil der Erhebungen sind.
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6. In wie vielen Fällen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2008 bis 2018 der zuständige Betriebsarzt und die Fachkraft für 
Arbeitssicherheit über einen Arbeitsunfall informiert (bitte nach Berufsge-
nossenschaften darstellen)?

Nach § 193 Absatz 5 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) hat der 
Unternehmer die Sicherheitsfachkraft und den Betriebsarzt über jede Unfallan-
zeige in Kenntnis zu setzen. Der Bundesregierung liegen zur Erfüllung dieser 
Verpflichtung keine Daten vor.

7. In wie vielen Fällen hat nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 
2008 bis 2018 der verunglückte Beschäftigte eine Kopie seiner Unfallan-
zeige erhalten (bitte nach Berufsgenossenschaften darstellen)?

Nach § 193 Absatz 4 SGB VII kann der Versicherte vom Unternehmer verlan-
gen, eine Kopie der Anzeige zu erhalten. Der Bundesregierung liegen keine In-
formationen vor, in wie vielen Fällen dies eine versicherte Person verlangt hat.

8. In wie vielen Fällen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2008 bis 2018 nach Arbeitsunfällen ein Durchgangsarzt einge-
schaltet (bitte nach Berufsgenossenschaften darstellen)?

Die Tabelle 8.1 im Anhang enthält die Anzahl der Arbeitsunfälle der gewerbli-
chen Berufsgenossenschaften und der Unfallversicherungsträger der öffentli-
chen Hand, bei denen im jeweiligen Jahr Kosten für einen Durchgangsarzt an-
gefallen sind.
In der landwirtschaftlichen Unfallversicherung lagen folgende gemeldete Un-
fälle vor, bei denen ein Durchgangsarztbericht erstattet wurde:

Kalenderjahr Durchgangsarztbericht-Erstattung
2013 107.207
2014 103.961
2015 101.999
2016 100.900
2017 101.537
2018 102.236

9. In wie vielen Fällen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2008 bis 2018 Arbeitsunfälle durch die Unfallversicherungsträger 
entschädigt (bitte nach betrieblichen Arbeitsunfällen, außerbetriebliche 
Arbeitsunfällen und Wegeunfällen sowie jeweils nach Berufsgenossen-
schaften, Branchen, Bundesländern und Geschlecht differenzieren)?

Für den Bereich der DGUV enthalten die Tabellen 9.1 bis 9.3 im Anhang die 
Anzahl der entschädigten Arbeitsunfälle, differenziert nach Berufsgenossen-
schaft, Geschlecht sowie Arbeitsunfällen bei betrieblicher Tätigkeit, Arbeitsun-
fällen auf Dienstwegen und Wegeunfällen. Dabei entsprechen die außerbetrieb-
lichen Arbeitsunfälle den Arbeitsunfällen auf Dienstwegen. Differenzierungen 
nach den anderen geforderten Merkmalen liegen nicht vor.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 5 – Drucksache 19/18370

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.



In der LUV wurde unabhängig vom Melde- bzw. Unfalljahr die folgende An-
zahl an Unfällen entschädigt:

Kalenderjahr Geschlecht Arbeitsunfall Wegeunfall insgesamt

2013
männlich 111.314 2.318 113.632
weiblich 27.632 1.152 28.784
Gesamtergebnis 138.946 3.470 142.416

2014
männlich 112.727 2.245 114.972
weiblich 27.416 1.074 28.490
Gesamtergebnis 140.143 3.319 143.462

2015
männlich 108.675 2.216 110.891
weiblich 26.783 1.045 27.828
Gesamtergebnis 135.458 3.261 138.719

2016
männlich 106.184 2.228 108.412
weiblich 25.961 1.078 27.039
Gesamtergebnis 132.145 3.306 135.451

2017
männlich 105.530 2.141 107.671
weiblich 25.408 1.054 26.462
Gesamtergebnis 130.938 3.195 134.133

2018
männlich 105.144 2.128 107.272
weiblich 25.346 1.005 26.351
Gesamtergebnis 130.490 3.133 133.623

10. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung die Entschädi-
gungsleistungen der Unfallversicherungsträger in den Jahren von 2008 
bis 2018 (bitte nach Berufsgenossenschaften, Branchen, Bundesländern, 
Geschlecht sowie Dauer der Arbeitszeit: Vollzeit, Teilzeit, Leiharbeit und 
befristeten Arbeitsverträgen differenzieren)?

Für den Bereich der DGUV enthalten die Tabellen 10.1 bis 10.3 im Anhang die 
Höhe der Entschädigungsleistungen, differenziert nach Berufsgenossenschaft, 
Geschlecht sowie Arbeitsunfällen bei betrieblicher Tätigkeit, Arbeitsunfällen 
auf Dienstwegen und Wegeunfällen. Dabei entsprechen die außerbetrieblichen 
Arbeitsunfälle den Arbeitsunfällen auf Dienstwegen. Differenzierungen nach 
den anderen geforderten Merkmalen liegen nicht vor.
Die Aufwendungen für Versicherungsfälle in der LUV ergeben sich aus der fol-
genden Tabelle:

Kalenderjahr Aufwendungen für Versicherungsfälle in Euro
männlich weiblich gesamt

2013 515.770.087,63 141.490.715,44 657.260.803,07
2014 522.942.121,38 141.290.063,23 664.232.184,61
2015 529.486.065,65 142.336.991,82 671.823.057,47
2016 538.845.534,76 142.120.374,08 680.965.908,84
2017 554.807.903,75 142.358.249,35 697.166.153,10
2018 557.432.304,81 146.354.447,41 703.786.752,22

11. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der neuen 
Unfallrenten in den Jahren von 2008 bis 2018 (bitte nach Branchen, Bun-
desländern und Geschlecht differenzieren)?

Die Zahl der neuen Unfallrenten ist für den Bereich der DGUV, differenziert 
nach Wirtschaftsbereichen, nach dem Bundesland der zuständigen Gewerbeauf-
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sicht sowie dem Geschlecht, im Anhang in den Tabellen 11.1 und 11.2 darge-
stellt.
Die Anzahl der neuen Unfallrenten der LUV ergibt sich aus der folgenden Ta-
belle:

Anzahl der neuen Unfallrenten

Kalenderjahr Geschlecht
männlich weiblich insgesamt

2013 1.447 409 1.856
2014 1.448 403 1.851
2015 1.358 374 1.732
2016 1.289 314 1.603
2017 1.256 328 1.584
2018 1.225 344 1.569

12. In wie vielen Fällen wurden Rehabilitationsleistungen nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den Jahren 2008 bis 2018 nach Arbeitsunfällen von 
den zuständigen Berufsgenossenschaften übernommen (bitte nach Alter, 
Geschlecht der Rehabilitanden sowie nach Berufsgenossenschaften dar-
stellen)?

Die Tabellen 12.1 bis 12.3 im Anhang enthalten für den Bereich der DGUV die 
Anzahl der Arbeitsunfälle, in denen Rehabilitationsleistungen übernommen 
wurden, differenziert nach Berufsgenossenschaft, Alter und Geschlecht.
Die Anzahl der Fälle der LUV, in denen Rehabilitationsleistungen übernommen 
wurden, ergibt sich aus der folgenden Tabelle:

Geschlecht Alter 2013 2014 2015 2016 2017 2018
männlich 20 bis 24 1.490 892 1.056 1.156 1.403 1.182
männlich 25 bis 29 1.490 1.664 1.713 1.594 1.813 1.447
männlich 30 bis 34 1.585 1.652 1.703 1.634 1.812 1.677
männlich 35 bis 39 1.531 1.680 1.670 1.648 1.759 1.718
männlich 40 bis 44 1.685 1.793 1.867 1.863 1.854 1.759
männlich 45 bis 49 2.487 2.598 2.627 2.594 2.822 2.101
männlich 50 bis 54 3.638 3.803 3.934 3.612 3.955 3.470
männlich 55 bis 59 4.069 4.104 4.155 3.997 4.216 4.121
männlich 60 bis 64 3.452 3.446 3.367 3.232 3.311 3.543
männlich 65 und älter 9.299 8.523 8.015 7.105 6.701 8.118
männlich Ergebnis 30.726 30.155 30.107 28.435 29.646 29.136
weiblich 20 bis 24 181 267 359 369 436 380
weiblich 25 bis 29 475 491 472 466 421 369
weiblich 30 bis 34 376 412 419 365 419 378
weiblich 35 bis 39 331 376 430 392 431 384
weiblich 40 bis 44 388 398 414 437 478 416
weiblich 45 bis 49 727 739 798 770 807 649
weiblich 50 bis 54 1.125 1.184 1.223 1.227 1.269 1.082
weiblich 55 bis 59 1.371 1.354 1.374 1.296 1.401 1.451
weiblich 60 bis 64 1.241 1.214 1.141 1.069 1.081 1.204
weiblich 65 und älter 3.581 3.249 3.001 2.621 2.391 2.843
weiblich Ergebnis 9.796 9.684 9.631 9.012 9.134 9.156
Gesamtergebnis 40.522 39.839 39.738 37.447 38.780 38.292
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13. In wie vielen Fällen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren von 2008 bis 2018 Widerspruch gegen Entscheidungen des Un-
fallversicherungsträgers bezüglich der Anerkennung eines Arbeitsunfal-
les eingelegt, und in wie vielen Fällen war ein solcher erfolgreich (bitte 
nach Alter, Geschlecht der Unfallverletzten sowie nach Berufsgenossen-
schaften darstellen, und in Summe und Prozentual darstellen)?

In den Widerspruchsverfahren aufgrund von Unfällen sind nicht nur die Strei-
tigkeiten über die Anerkennung eines Versicherungsfalls enthalten, sondern 
auch z. B. Fragen zur Minderung der Erwerbsfähigkeit, zum Rentenbeginn oder 
zur Höhe des Jahresarbeitsverdienstes. In den Tabellen 13.1 bis 13.3 im An-
hang sind daher für den Bereich der DGUV die Zahl der erledigten Widersprü-
che aufgrund von Unfällen und die erledigten Widerspruchsverfahren aufgrund 
von Unfällen mit mindestens teilweisem Erfolg für die Versicherten dargestellt. 
Differenzierungen nach den anderen geforderten Merkmalen liegen nicht vor. 
Die Angaben enthalten auch Fälle aus der Schülerunfallversicherung.
In der nachfolgenden Tabelle sind die Widersprüche in der LUV für das Jahr 
2017 und 2018 dargestellt. Eine statistisch differenzierbare Auswertungsmög-
lichkeit zu klage- und widerspruchsanhängigen ablehnenden Entscheidungen 
zu Berufskrankheiten und Arbeitsunfällen ist technisch erst seit 2017 umge-
setzt. Daher sind für die Vorjahre keine differenzierten Aussagen möglich.

Rechtsbehelfsart Rechtbehelfsgrund 2017 2018
Widerspruch Ablehnung Arbeitsunfall 487 536

14. In wie vielen Fällen mussten nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren von 2008 bis 2018 Sozialgerichte über Widersprüche gegen Ent-
scheidungen des Unfallversicherungsträgers bezüglich der Anerkennung 
eines Arbeitsunfalles entscheiden, und in wie vielen Fällen wurde dabei 
im Sinne der Versicherten entschieden (bitte nach Alter, Geschlecht der 
Versicherten sowie nach Berufsgenossenschaften darstellen und in Sum-
me und Prozentual darstellen)?

In den Sozialgerichtsverfahren aufgrund von Unfällen sind nicht nur die Strei-
tigkeiten über die Anerkennung eines Versicherungsfalls enthalten, sondern 
auch z. B. Fragen zur Minderung der Erwerbsfähigkeit, zum Rentenbeginn oder 
zur Höhe des Jahresarbeitsverdienstes. In den Tabellen 14.1 bis 14.3 im An-
hang sind daher für den Bereich der DGUV alle Sozialgerichtsverfahren auf-
grund von Unfällen und der Anteil der Verfahren, die mindestens teilweise zum 
Erfolg der Versicherten führten, dargestellt. Von den 2.081 im Jahr 2018 mit Er-
folg für Versicherte/Hinterbliebene erledigten Sozialgerichtsverfahren aufgrund 
von Unfällen führten 524 Verfahren zur Anerkennung des Versicherungsfalls 
(169 mit und 355 ohne nachfolgende Rentengewährung). Bei den übrigen Fäl-
len handelt es sich um erstmalige Feststellung von Rente, Abfindung oder Ster-
begeld bei durch die Unfallversicherung bereits anerkannten Versicherungsfäl-
len bzw. um sonstige Renten- oder Leistungsfeststellungen. Differenzierungen 
nach den anderen geforderten Merkmalen liegen nicht vor. Die Angaben ent-
halten auch Fälle aus der Schülerunfallversicherung.
Landessozialgerichtsverfahren sind nicht Teil der Tabelle. Im Jahr 2018 wurden 
1.943 Landessozialgerichtsverfahren aufgrund von Unfällen wirksam abge-
schlossen, davon 16 Prozent mit Erfolg für Versicherte/Hinterbliebene.
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In der folgenden Tabelle finden sich die erledigten Fälle der LUV für 2017 und 
2018:

Kalenderjahr Erledigungen davon zugunsten Versicherten
2017 156 27
2018 142 20
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